
Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der 
betroffenen Person nach Art. 13 DSGVO

Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen

Landkreis Hameln-Pyrmont
Süntelstraße 9
31785 Hameln
Telefon: 05151 903-0
landkreis@hameln-pyrmont.de

Kontaktdaten des betrieblichen Datenschutzbeauftragten (gem. Art 37 DSGVO) 

Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten

Zur Durchführung der Schuleingangsuntersuchung (SEU) verarbeitet der Landkreis 
Hameln-Pyrmont personenbezogene Daten des Kindes und der Sorgeberechtigten 
entsprechend dem Niedersächsischen Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(NGöGD), dem Niedersächsischen Schulgesetz (NSchG),dem Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) sowie auf Grundlage des Art. 6, Abs.1, lit c der EU-Datenschutzgrundverordnung.

Hinweis zur Datenerhebung bei Dritten:

Die zur Durchführung der Schuleingangsuntersuchung erforderlichen Daten wie Name 
und Geburtsdatum des Kindes sowie Namen und Kontaktdaten der Sorgeberechtigten 
werden durch das Einwohnermeldeamt oder die Schule zur Verfügung gestellt.

Datenübermittlung

Die Schulen werden über die für die Schulfähigkeit bedeutsamen 
Untersuchungsergebnisse informiert. Eine Informationsweitergabe darüber hinaus 
erfolgt nur in Absprache und Einwilligung mit den Sorgeberechtigten

Ihre personenbezogenen Daten werden nicht an Dritte, in Drittländer (Nicht-EU- 
Mitgliedsstaaten) oder internationale Organisationen übermittelt.

Alle personenbezogenen Daten, die uns bekannt geworden sind, dürfen wir nur dann 
an andere Stellen oder Personen weitergeben, wenn Sie dem zugestimmt haben oder 
die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. Grundsätzlich werden die besonderen 
Aspekte der ärztlichen Schweigepflicht beachtet.

Speicherdauer

Hannoversche Informationstechnologien HannIT AöR 
Hildesheimer Straße 47 
30169 Hannover 
Telefon: 0511/70040- 347 
E-Mail: datenschutz@hannit.de 

mailto:landkreis@hameln-pyrmont.de
mailto:Marco.Puschmann@hannit.de
mailto:Leif.Erichsen@hannit.de


Ihre Daten werden, gemäß Bürgerlichesgesetzbuch (BGB) §630f, für einen Zeitraum von 
mindestens 10 Jahren gespeichert. Der Speicherzeitraum beginnt mit Zeitpunkt der 
Erhebung.

Rechte der/des Betroffenen

Sie können gegenüber dem Landkreis Hameln-Pyrmont folgende Rechte geltend 
machen:

• Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten,
• Recht auf Berichtigung oder Löschung,
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung,
• Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung,
• Recht auf Datenübertragbarkeit,
• Recht auf Widerspruch der Einwilligung, sofern die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1

Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht.

Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde

Darüber hinaus können Sie sich an die Niedersächsische Landesbeauftragte für den 
Datenschutz wenden und dort ein Beschwerderecht geltend machen

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen
Prinzenstraße 5
30159 Hannover
Telefon: +49 (0511) 120 45 00
Telefax: +49 (0511) 120 45 99
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de.

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/


Rechtsgrundlagen für die Schuleingangsuntersuchungen in Niedersachsen und 
ausgewählte datenschutzrechtliche Hinweise 

 
 

NGöGD1 § 5 Kinder- und Jugendgesundheit 
(1) 1Die Landkreise und kreisfreien Städte schützen und fördern besonders die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen. 2Dazu sollen sie 
insbesondere gemeinsam mit Tageseinrichtungen für Kinder und Schulen zielgruppen- und lebensraumbezogen auf die Prävention und auf eine 
gesunde Entwicklung von Kindern und Jugendlichen hinwirken. 
(2) 1Die Landkreise und kreisfreien Städte untersuchen die Kinder rechtzeitig vor der Einschulung ärztlich auf gesundheitliche Beeinträchtigungen, 
die geeignet sind, die Schulfähigkeit zu beeinflussen (Schuleingangsuntersuchungen). 2Sie können die Schuleingangsuntersuchungen durch 
Ärztinnen und Ärzte vornehmen lassen, die nicht im öffentlichen Gesundheitsdienst tätig sind. 3Die Landkreise und kreisfreien Städte teilen den 
Erziehungsberechtigten (§ 55 des Niedersächsischen Schulgesetzes) die Untersuchungsergebnisse für ihr Kind mit. 4Der aufnehmenden Schule 
werden nur die für die Schulfähigkeit bedeutsamen Untersuchungsergebnisse mitgeteilt.   

 

NGöGD § 8 Gesundheitsberichterstattung 
 (2) 1Die Landkreise und kreisfreien Städte beobachten, beschreiben und bewerten die gesundheitlichen Verhältnisse ihrer Bevölkerung, 
insbesondere die Gesundheitsrisiken, den Gesundheitszustand und das Gesundheitsverhalten. 2Dazu sammeln sie nicht personenbezogene und 
anonymisierte Daten, werten diese nach epidemiologischen Gesichtspunkten aus und führen sie in Fachberichten zusammen (kommunale 
Gesundheitsberichterstattung). 3In die Berichterstattung sollen auch anonymisierte Ergebnisse von Schuleingangsuntersuchungen nach § 5 Abs. 2 
Satz 1 und Untersuchungen im Rahmen der Zahngesundheitspflege nach § 5 Abs. 3 einbezogen werden. 
 (4) Das Landesgesundheitsamt erstellt Fachberichte zur gesundheitlichen Situation der niedersächsischen Bevölkerung 
(Landesgesundheitsberichte). 

 

NSchG2 § 56 Untersuchungen 
(1) 1Kinder sind verpflichtet zur Teilnahme an Schuleingangsuntersuchungen nach § 5 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst sowie an anerkannten Testverfahren, an ärztlichen Untersuchungen und an Untersuchungen, die für ein 
Sachverständigengutachten benötigt werden, wenn die Testverfahren und Untersuchungen  

1. zur Feststellung der Schulfähigkeit oder  
2. zur Feststellung, ob eine Schülerin oder ein Schüler auf sonderpädagogische Unterstützung angewiesen ist 

 erforderlich sind. 2Die Erziehungsberechtigten und die Kinder sind verpflichtet, die für Untersuchungen nach Satz 1 erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen.  
(2) Die Kinder dürfen im Rahmen der Mitwirkung nach Absatz 1 Satz 1 über die persönlichen Verhältnisse ihrer Erziehungsberechtigten befragt 
werden, wenn ihre Leistung und ihr Verhalten dies nahe legen und die Erziehungsberechtigten ihre Einwilligung erteilt haben.  
(3) 1Den Erziehungsberechtigten ist auf Antrag Einsicht in die Entscheidungsunterlagen für die Feststellungen nach Absatz 1 Satz 1 zu gewähren. 
2Vor Entscheidungen nach § 64 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, durch die Rechte der Erziehungsberechtigten eingeschränkt werden, ist diesen Gelegenheit 
zur Besprechung der Ergebnisse der Untersuchungen nach Absatz 1 zu geben.  
 

 

NSchG § 64 Beginn der Schulpflicht 
(1) 1Mit dem Beginn eines Schuljahres werden die Kinder schulpflichtig, die das sechste Lebensjahr vollendet haben oder es bis zum folgenden 30. 
September vollenden werden. 2 Für Kinder, die das sechste Lebensjahr zwischen dem 1. Juli und dem 30. September vollenden, können die 
Erziehungsberechtigten den Schulbesuch durch schriftliche Erklärung gegenüber der Schule um ein Jahr hinausschieben; die Erklärung ist vor dem 
Beginn des in Satz 1 genannten Schuljahres bis zum 1. Mai gegenüber der Schule abzugeben. 3 Auf Antrag der Erziehungsberechtigten können 
Kinder, die zu Beginn des Schuljahres noch nicht schulpflichtig sind, in die Schule aufgenommen werden, wenn sie die für den Schulbesuch 
erforderliche körperliche und geistige Schulfähigkeit besitzen und in ihrem sozialen Verhalten ausreichend entwickelt sind. 4 Diese Kinder werden 
mit der Aufnahme schulpflichtig. 
Erläuterung der Novellierung des § 64 NSchG, vom 27.2.2018 bezüglich der Teilnahme an der Schuleingangsuntersuchung  
(Erlass des Kultusministeriums an die Schulleitungen der niedersächsischen Grundschulen und Förderschulen mit Primarbereich, 2.3.2018) 
Kinder, deren Erziehungsberechtigte von der Möglichkeit des Aufschiebens des Schulbesuchs Gebrauch machen, müssen wie gehabt weiterhin an 
der Schuleingangsuntersuchung teilnehmen (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NSchG). Diese ist eine der Grundlagen für Eltern und für Schulleitung für eine 
Beratung und Entscheidungsfindung über den Zeitpunkt der Einschulung – auch für den Fall, dass Erziehungsberechtigte sich noch anders 
entscheiden. Die Schulleitung benötigt eine hinreichende Entscheidungsgrundlage für eine eventuelle Zurückstellung nach § 64 Abs. 2 NSchG.  
Wenn bei der Schuleingangsuntersuchung festgestellt wird, dass die Kinder die Schulfähigkeit aufweisen, müssen diese Kinder im Jahr vor der 
Einschulung kein zweites Mal vorgestellt werden. 
 

 

IfSG3 § 34 Gesundheitliche Anforderungen,  
Mitwirkungspflichten, Aufgaben des Gesundheitsamtes 

(11) Bei Erstaufnahme in die erste Klasse einer allgemein bildenden Schule hat das Gesundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt den 
Impfstatus zu erheben und die hierbei gewonnenen aggregierten und anonymisierten Daten über die oberste Landesgesundheitsbehörde dem 
Robert Koch-Institut zu übermitteln. 
 
 

Ausgewählte Datenschutzrechtliche Hinweise 
Die auf der Grundlage des §31 Abs. 1 NSchG erhobenen Daten werden auf Papier oder/und elektronisch datenschutzkonform verarbeitet (Art. 5 DS-
GVO, Art. 6 Abs. 1 lit. e DS-GVO, Art. 9 Abs. 2 lit. h DS-GVO). Darüber hinaus unterliegen sie der ärztlichen Schweigepflicht (§ 203 StGB).Für die 
Daten gilt die gesetzlich vorgeschriebene Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren nach Abschluss der Behandlung (§ 630f BGB). Nach Ablauf dieser Frist 
werden die Daten gelöscht. 
Hinweis zur Datenerhebung bei Dritten (Artikel 14 DS-GVO): 
Die im Rahmen der Einladung verwendeten personenbezogenen Stammdaten wurden durch die zuständige Schule oder durch die 
Einwohnermeldeämter zur Verfügung gestellt. 
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